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Vorschlag der Kommission Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 27
Erwägung 1

(1) Die Praxis der direkten oder indirekten 
Bindung der Gewährung von Hilfe an den 
Erwerb von Waren und Dienstleistungen im 
Geberland mit dieser Hilfe mindert die 
Wirksamkeit der Hilfe und steht nicht im 
Einklang mit einer Entwicklungspolitik 
zugunsten der armen Länder. Die 
Aufhebung der Bindung der Hilfe stellt kein 
Ziel an sich dar, sondern sollte als 
Instrument zur Stärkung anderer Elemente 
der Armutsbekämpfung wie 
Eigenverantwortung, regionale Integration 
und Kapazitätsaufbau genutzt werden.

(1) Die Praxis der direkten oder indirekten 
Bindung der Gewährung von Hilfe an den 
Erwerb von Waren und Dienstleistungen im 
Geberland mit dieser Hilfe mindert die 
Wirksamkeit der Hilfe und steht nicht im 
Einklang mit einer Entwicklungspolitik 
zugunsten der armen Länder. Die 
Aufhebung der Bindung der Hilfe stellt kein 
Ziel an sich dar, sondern sollte als 
Instrument zur Stärkung anderer Elemente 
der Armutsbekämpfung wie 
Eigenverantwortung, regionale Integration 
und Kapazitätsaufbau genutzt werden, wobei 
das Empowerment der lokalen und 
regionalen Lieferanten von Waren und 
Dienstleistungen in den 
Entwicklungsländern im Vordergrund 
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stehen sollte. 

Or. en

Begründung

Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass das Instrument der Aufhebung der Lieferbindungen 
für das Empowerment der Lieferanten von Waren und Dienstleistungen in den Ländern, die 
Gemeinschaftshilfe erhalten, genutzt wird.

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 28
Erwägung 5

(5) In seinen Schlussfolgerungen vom 20. 
Mai 2003 hob der Rat das Erfordernis einer 
weiteren Aufhebung der Bindung der 
Gemeinschaftshilfe hervor. Er stimmte den 
in der vorgenannten Mitteilung dargelegten 
Modalitäten zu und beschloss über die 
vorgeschlagenen Optionen.

(5) In seinen Schlussfolgerungen vom 
20. Mai 2003 hob der Rat das Erfordernis 
einer weiteren Aufhebung der Bindung der 
Gemeinschaftshilfe hervor. Er stimmte den 
in der vorgenannten Mitteilung dargelegten 
Modalitäten zu, beschloss über die 
vorgeschlagenen Optionen und forderte die 
Kommission auf, die Auswirkungen einer 
weiteren Aufhebung der Lieferbindungen 
von Finanzinstrumenten mit 
geographischer Ausrichtung zugunsten 
aller Entwicklungsländer, einschließlich 
der Auswirkungen auf die nationalen 
und/oder regionalen Kapazitäten, zu 
prüfen.

Or. en

Begründung

Diese Studien werden zu einer Klärung der regionalen Auswirkungen der Aufhebung der 
Lieferbindungen für die Gemeinschaftshilfe in den Entwicklungsländern beitragen und es der 
Kommission ermöglichen, bessere Argumente für eine weitere Aufhebung der 
Lieferbindungen auf der Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten vorzubringen.

Änderungsantrag von Michael Gahler

Änderungsantrag 29
Erwägung 6
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(6) In seiner Entschließung vom 4. 
September 2003 über die Aufhebung der 
Lieferbindungen wies das Europäische 
Parlament darauf hin, dass die 
Lieferbindungen1 bei der Gemeinschaftshilfe 
weiter gelockert werden müssen. Es 
befürwortete die in der vorgenannten 
Mitteilung dargelegten Modalitäten und 
stimmte den vorgeschlagenen Optionen zu. 
Außerdem hob es das Erfordernis hervor, die 
Debatte über eine weitere Aufhebung der 
Lieferbindungen auf der Grundlage 
ergänzender Untersuchungen und fundierter 
Vorschläge fortzuführen.

(6) In seiner Entschließung vom 4. 
September 2003 über die Aufhebung der 
Lieferbindungen wies das Europäische 
Parlament darauf hin, dass die 
Lieferbindungen1 bei der Gemeinschaftshilfe 
weiter gelockert werden müssen. Es 
befürwortete die in der vorgenannten 
Mitteilung dargelegten Modalitäten und 
stimmte den vorgeschlagenen Optionen zu. 
Außerdem hob es das Erfordernis hervor, die 
Debatte über eine weitere Aufhebung der 
Lieferbindungen auf der Grundlage 
ergänzender Untersuchungen und fundierter 
Vorschläge fortzuführen, und forderte 
ausdrücklich „eine klare Präferenz für 
lokale und regionale Zusammenarbeit, 
wobei in absteigender Reihenfolge den 
Lieferanten aus den Empfängerländern, 
den benachbarten Entwicklungsländern 
und anderen Entwicklungsländern 
Vorrang eingeräumt wird“, um die 
Anstrengungen der Empfängerländer zur 
Verbesserung der Erzeugung auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
sowie auf der Ebene der Familien zu 
unterstützen, und ferner Maßnahmen, die 
auf die Verbesserung der Verfügbarkeit 
und Zugänglichkeit von Nahrungsmitteln 
und Grundversorgungsleistungen für die 
Bevölkerung im Einklang mit örtlichen 
Sitten und Gebräuchen und lokalen 
Produktions- und Handelssystemen 
abzielen.

Or. en

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 30
Erwägung 6

(6) In seiner Entschließung vom 4. 
September 2003 über die Aufhebung der 
Lieferbindungen wies das Europäische 

(6) In seiner Entschließung vom 4. 
September 2003 über die Aufhebung der 
Lieferbindungen wies das Europäische 

  
1 A5-0190/2003, Bulletin 9-2003, 1.6.64
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Parlament darauf hin, dass die 
Lieferbindungen bei der Gemeinschaftshilfe 
weiter gelockert werden müssen. Es 
befürwortete die in der vorgenannten 
Mitteilung dargelegten Modalitäten und 
stimmte den vorgeschlagenen Optionen zu. 
Außerdem hob es das Erfordernis hervor, die 
Debatte über eine weitere Aufhebung der 
Lieferbindungen auf der Grundlage 
ergänzender Untersuchungen und fundierter 
Vorschläge fortzuführen.

Parlament darauf hin, dass die 
Lieferbindungen bei der Gemeinschaftshilfe 
weiter gelockert werden müssen. Es 
befürwortete die in der vorgenannten 
Mitteilung dargelegten Modalitäten und 
stimmte den vorgeschlagenen Optionen zu. 
Außerdem hob es das Erfordernis hervor, die 
Debatte über eine weitere Aufhebung der 
Lieferbindungen auf der Grundlage 
ergänzender Untersuchungen und fundierter 
Vorschläge fortzuführen. Angesichts dieser 
Entschließung und der Schlussfolgerungen 
des Rates aus dem Jahre 2003 wird die 
Kommission ersucht, zwei Studien 
durchzuführen: 1) eine quantitative 
Beurteilung der handelsschaffenden, 
handelsumlenkenden und 
wohlfahrtssteigernden Auswirkungen einer 
völligen Aufhebung der Lieferbindung der 
gemeinschaftlichen und bilateralen Hilfe
auf die wichtigsten Empfänger der Hilfe 
und 2) eine Ermittlung der von den 
Mitgliedstaaten, insbesondere denen, die 
der Europäischen Union im Mai 2004 
beigetreten sind, bei der Aufhebung der 
Lieferbindungen für die bilaterale Hilfe 
erzielten Fortschritte.

Or. en

Begründung

Diese Studien werden zu einer Klärung der regionalen Auswirkungen der Aufhebung der 
Lieferbindungen für die Gemeinschaftshilfe in den Entwicklungsländern beitragen und es der 
Kommission ermöglichen, bessere Argumente für eine weitere Aufhebung der 
Lieferbindungen auf der Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten vorzubringen.

Änderungsantrag von Maria Martens

Änderungsantrag 31
Erwägung 6

(6) In seiner Entschließung vom 4. 
September 2003 über die Aufhebung der 
Lieferbindungen wies das Europäische 
Parlament darauf hin, dass die 

(6) In seiner Entschließung vom 4. 
September 2003 über die Aufhebung der 
Lieferbindungen wies das Europäische 
Parlament darauf hin, dass die 
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Lieferbindungen bei der Gemeinschaftshilfe 
weiter gelockert werden müssen. Es 
befürwortete die in der vorgenannten 
Mitteilung dargelegten Modalitäten und 
stimmte den vorgeschlagenen Optionen zu. 
Außerdem hob es das Erfordernis hervor, die 
Debatte über eine weitere Aufhebung der 
Lieferbindungen auf der Grundlage 
ergänzender Untersuchungen und fundierter 
Vorschläge fortzuführen.

Lieferbindungen bei der Gemeinschaftshilfe 
weiter gelockert werden müssen. Es 
befürwortete die in der vorgenannten 
Mitteilung dargelegten Modalitäten und 
stimmte den vorgeschlagenen Optionen zu. 
Außerdem hob es das Erfordernis hervor, die 
Debatte über eine weitere Aufhebung der 
Lieferbindungen auf der Grundlage 
ergänzender Untersuchungen und fundierter 
Vorschläge fortzuführen. Angesichts dieser 
Entschließung und der Schlussfolgerungen 
des Rates von 2003 muss die Kommission 
die Fortschritte verfolgen, die in den 
Mitgliedstaaten, insbesondere den 
Mitgliedstaaten, die im Mai 2004 der 
Europäischen Union beigetreten sind, bei 
der Aufhebung der Lieferbindung erzielt 
wurden.

Or. nl

Begründung

Die Verfolgung der Fortschritte von Mitgliedstaaten ist ein kontinuierlicher Prozess; eine 
einfache Übersicht genügt nicht.

Änderungsantrag von Michael Gahler

Änderungsantrag 32
Erwägung 8 a (neu)

(8a) Bei der Vergabe von Aufträgen im 
Rahmen eines Gemeinschaftsinstruments 
wird besonders darauf geachtet, dass 
international anerkannte 
Kernarbeitsnormen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO), beispielsweise 
die Übereinkommen über die 
Vereinigungsfreiheit und das Recht auf 
Kollektivverhandlungen, die Abschaffung 
der Zwangsarbeit und der Arbeit in 
Schuldknechtschaft, das Verbot der 
Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf und die Abschaffung der 
Kinderarbeit, eingehalten werden.
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Or. en

Änderungsantrag von Michael Gahler

Änderungsantrag 33
Artikel 3 a Überschrift (neu)

Artikel 3a
Sachverständige

Or. en

Änderungsantrag von Michael Gahler

Änderungsantrag 34
Artikel 3 a (neu)

3a. Alle von Bietern gemäß Artikel 3 und 7 
verpflichteten Sachverständigen können 
jede beliebige Staatsangehörigkeit haben. 
Dieser Artikel gilt unbeschadet der 
qualitativen und finanziellen 
Anforderungen, wie sie in den 
Beschaffungsvorschriften der 
Gemeinschaft festgelegt sind.

Or. en

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 35
Artikel 4

Sämtliche Waren und Materialien, die im 
Rahmen eines durch ein 
Gemeinschaftsinstrument finanzierten 
Vertrages erworben werden, müssen ihren 
Ursprung in der Gemeinschaft oder in einem 
gemäß Artikel 3 teilnahmeberechtigten Land 
haben. Für die Zwecke dieser Verordnung 
gilt die in den einschlägigen 
Gemeinschaftsvorschriften für Zollzwecke 

Sämtliche Waren und Materialien, die im 
Rahmen eines durch ein 
Gemeinschaftsinstrument finanzierten 
Vertrages erworben werden, müssen ihren 
Ursprung in der Gemeinschaft oder in einem 
gemäß Artikel 3 teilnahmeberechtigten Land 
haben. Für die Zwecke dieser Verordnung 
gilt die in den einschlägigen 
Gemeinschaftsvorschriften für Zollzwecke 
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festgelegte Definition des Ursprungsbegriffs. festgelegte Definition des Ursprungsbegriffs.
Die lokale und regionale Beschaffung in 
Partnerländern und die regionale 
Entwicklung sind durch eine Lockerung 
der für die Ursprungskumulierung 
geltenden Bedingungen innerhalb 
kohärenter regionaler Gruppierungen zu 
fördern.

Or. en

Begründung

Eine Lockerung der Bedingungen für die Ursprungskumulierung zwischen Ländern, die zu 
wirtschaftlich integrierten regionalen Einheiten gehören, dürfte die Entwicklung innerhalb 
und zwischen derartigen Einheiten fördern. Sie würde auch die Auswirkungen der 
ungebundenen Hilfe auf die Entwicklung verbessern. Eine Überarbeitung der Bedingungen 
für die regionale Kumulierung ist ein grundlegender Aspekt der von der Kommission kürzlich 
veröffentlichten Mitteilung über die Ursprungsregeln im Rahmen der 
Präferenzhandelsregelungen (KOM(2005)0100).

Änderungsantrag von Michael Gahler

Änderungsantrag 36
Artikel 7 Untertitel

Maßnahmen unter Beteiligung von 
internationalen Organisationen oder 
Drittländern

Maßnahmen unter Beteiligung von 
internationalen Organisationen oder 
kofinanzierte Maßnahmen

Or. en

Änderungsantrag von Michael Gahler

Änderungsantrag 37
Artikel 7 Absatz 2

(2) Wenn die Gemeinschaftsfinanzierung 
eine Maßnahme betrifft, die mit einem 
Drittland kofinanziert wird - wobei die in 
Artikel 5 definierte Gegenseitigkeit gegeben 
sein muss - oder die mit einer regionalen 
Organisation kofinanziert wird, so steht die 
Teilnahme an den entsprechenden 
Auftragsvergabeverfahren allen juristischen 

(2) Wenn die Gemeinschaftsfinanzierung 
eine Maßnahme betrifft, die mit einem 
Drittland kofinanziert wird - wobei die in 
Artikel 5 definierte Gegenseitigkeit gegeben 
sein muss - oder die mit einer regionalen 
Organisation oder mit einem Mitgliedstaat 
kofinanziert wird, so steht die Teilnahme an 
den entsprechenden 
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Personen offen, die gemäß Artikel 3 
teilnahmeberechtigt sind, sowie allen 
juristischen Personen des betreffenden 
Drittlandes oder der betreffenden 
Drittländer, die Mitglieder dieser regionalen 
Organisation sind. Dieselben Regeln gelten 
für Waren und Materialien.

Auftragsvergabeverfahren allen juristischen 
Personen offen, die gemäß Artikel 3 
teilnahmeberechtigt sind, sowie allen 
juristischen Personen, die gemäß den 
Vorschriften des betreffenden Drittlandes, 
der betreffenden regionalen Organisation 
oder des betreffenden Mitgliedstaats 
teilnahmeberechtigt sind. Dieselben Regeln 
gelten für Waren, Materialien und 
Sachverständige.

Or. en

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 38
Artikel 9 Überschrift

Krisenreaktionsmechanismus entfällt

Or. en

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 39
Artikel 9 Absatz 1

(1) Zum Zweck des zivilen 
Krisenmanagement, im Sinne der 
Verordnung des Rates (EG) Nr. 381/2001 
zur Schaffung eines 
Krisenreaktionsmechanismus , stammen 
die wählbaren Partner von jedem Land. 
_____________
1 ABl. L 575 vom 27.2.2001, S. 5.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 40
Artikel 9 Absatz 2
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(2) Artikel 6 Absatz 4 (b) der oben 
hervorgehobenen Verordnung des Rates 
(EG) Nr. 381/2001 erhält folgende 
Fassung: „Sie müssen ihren Hauptsitz in 
einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft oder 
in jedem anderen Land haben“.

entfällt

Or. en

Begründung

Der Krisenreaktionsmechanismus sollte vom Anwendungsbereich der vorgeschlagenen 
Verordnung ausgeschlossen werden, weil er zum Tragen kommt, wenn „eine Krisensituation 
eintritt oder sich anbahnt oder eine Situation, die die öffentliche Sicherheit und Ordnung … 
bedroht, oder eine Situation, die in einen bewaffneten Konflikt auszuarten … droht“ – also in 
Situationen, die Gemeinschaftsmaßnahmen erfordern, welche dem Krisenmanagement und 
nicht der Entwicklung dienen.

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 41
Artikel 9 a Überschrift (neu)

Artikel 9a
Achtung von Grundprinzipien und 
Stärkung lokaler Märkte

Or. en

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 42
Artikel 9 a Absatz 1 (neu)

(1) Um die Auswirkungen der 
Gemeinschaftshilfe auf die Entwicklung 
durch die Förderung der lokalen 
Kapazitäten, Märkte und Käufe zu 
verstärken, sind bei der Vergabe von 
Beschaffungs- und Zuschussverträgen 
vorrangig lokale und regionale 
Wirtschaftsakteure in den Staaten zu 
berücksichtigen, die Gemeinschaftshilfe 
erhalten, sowie die Angebote, die sich 
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durch ein hohes Maß an lokaler 
Beteiligung auszeichnen.

Or. en

Begründung

Mit dieser horizontalen Verordnung muss unbedingt eine Bevorzugung der lokalen und 
regionalen Wirtschaftsakteure in den Empfängerländern gegenüber denen in den 
Geberländern bei der Vergabe von im Rahmen eines Gemeinschaftsinstruments finanzierten 
Beschaffungs- und Zuschussverträgen angestrebt werden. Man kann davon ausgehen, dass 
durch eine derartige Behandlung die Auswirkungen der ungebundenen Hilfe auf die 
Entwicklung verstärkt werden.

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 43
Artikel 9 a Absatz 2 (neu)

(2) Diese Verordnung zielt darauf ab, die 
Niederlassung oder Weiterentwicklung 
eigener Industriezweige in den 
Entwicklungsländern, einschließlich der 
Entwicklung kleiner und handwerklicher 
Betriebe in ländlichen oder rückständigen 
Gebieten und der wirtschaftlichen 
Entwicklung anderer Wirtschaftssektoren, 
zu fördern.

Or. en

Begründung

Dieser Änderungsantrag, dessen Formulierung auf Artikel V des plurilateralen WTO-
Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen basiert, soll die Botschaft, dass der 
Hauptzweck der Aufhebung der Lieferbindungen für die Hilfe darin bestehen sollte, die 
Auswirkungen dieser Hilfe auf die Entwicklung zu verstärken, mit mehr Nachdruck 
vermitteln.

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 44
Artikel 9 a Absatz 3 (neu)
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(3) Eines der Ziele dieser Verordnung 
besteht darin, die Vergabe von im Rahmen 
eines Gemeinschaftsinstruments 
finanzierten Beschaffungs- und 
Zuschussverträgen transparent zu 
gestalten.

Or. en

Begründung

Im Rahmen des öffentlichen Beschaffungswesens ist die Transparenz ein entscheidendes 
Mittel, um auf dem Beschaffungsmarkt der Gemeinschaft gleiche Bedingungen für alle zu 
schaffen; sie sollte deshalb als ein zusätzliches Ziel der Aufhebung der Lieferbindungen 
betrachtet werden.

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 45
Artikel 9 a Absatz 4 (neu)

(4) Bieter, an die Aufträge vergeben 
werden, müssen international anerkannte 
Kernarbeitsnormen einhalten, wie 
beispielsweise die ILO-Kernarbeitsnormen 
und die ILO-Übereinkommen über die 
Vereinigungsfreiheit und das Recht auf 
Kollektivverhandlungen, die Abschaffung 
der Zwangsarbeit und der Arbeit in 
Schuldknechtschaft, das Verbot der 
Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf und die Abschaffung der 
Kinderarbeit.

Or. en

Begründung

Im Rahmen der allmählichen Liberalisierung des gemeinschaftlichen Beschaffungsmarktes 
müsste das Ziel der Aufhebung der Lieferbindungen mit dem Ziel der Verhinderung von 
Sozialdumping einhergehen.

Änderungsantrag von Maria Martens

Änderungsantrag 46
Artikel 9 a Absatz 4 (neu)
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(4) Bieter, an die Aufträge vergeben 
werden, halten zumindest die international 
anerkannten Kernarbeitsnormen der ILO 
ein.

Or. nl

Änderungsantrag von Michael Gahler

Änderungsantrag 47
Artikel 9 a Absatz 4 (neu)

(4) Bieter, an die Aufträge vergeben 
werden, müssen die international 
anerkannten Kernarbeitsnormen der ILO 
einhalten.

Or. en

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 48
Artikel 9 a Absatz 5 (neu)

(5) Bieter, an die Aufträge vergeben 
werden, müssen die folgenden 
international anerkannten 
Umweltübereinkommen einhalten: das 
Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt von 1992, das Cartagena-Protokoll 
über die biologische Sicherheit von 2000 
und das Kyoto-Protokoll zum 
Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen von 1997.

Or. en

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 49
Artikel 9 a Absatz 6 (neu)

(6) Um den Entwicklungsländern den 
Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft 
zu ermöglichen, ist jegliche als angemessen 
erachtete technische Unterstützung zu 
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gewähren. Dabei ist jede Diskriminierung 
unter den Entwicklungsländern zu 
vermeiden.

Or. en

Begründung

Die technische Unterstützung soll es den Wirtschaftsakteuren in den Empfängerländern 
ermöglichen, bei der Einreichung von Angeboten besser mit ihren Gegenspielern in den 
Geberländern zu konkurrieren.

Änderungsantrag von Frithjof Schmidt

Änderungsantrag 50
Artikel 10

Diese Verordnung ändert und regelt die 
entsprechenden Teile der in Anhang I 
aufgeführten Gemeinschaftsinstrumente. Die 
Kommission wird die Anhänge II bis IV von 
dieser Verordnung ab und zu ändern, um 
jede Änderungen der OECD Texte in 
Betracht zu ziehen.

Diese Verordnung ändert und regelt die 
entsprechenden Teile der in Anhang I 
aufgeführten Gemeinschaftsinstrumente 
sowie alle etwaigen künftigen Instrumente 
mit thematischer oder geographischer 
Ausrichtung. Die Kommission wird die 
Anhänge II bis IV von dieser Verordnung ab 
und zu ändern, um jede Änderung der 
OECD-Texte in Betracht zu ziehen.

Or. en

Begründung

Es ist wichtig, in diese Verordnung einen Hinweis auf künftige gemeinschaftliche 
Außenhilfeinstrumente mit geographischer und thematischer Ausrichtung (das Instrument für 
Entwicklungszusammenarbeit und wirtschaftliche Zusammenarbeit, das Europäische 
Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument, das Heranführungsinstrument und das 
Stabilitätsinstrument) aufzunehmen, deren Ziel darin besteht, den allgemeinen Rahmen für die 
Planung und Leistung dieser Hilfe zu ändern.

Änderungsantrag von Maria Martens

Änderungsantrag 51
Artikel 10

Diese Verordnung ändert und regelt die 
entsprechenden Teile der in Anhang I 

Diese Verordnung ändert und regelt die 
entsprechenden Teile der in Anhang I 
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aufgeführten Gemeinschaftsinstrumente. Die 
Kommission wird die Anhänge II bis IV von 
dieser Verordnung ab und zu ändern, um 
jede Änderungen der OECD Texte in 
Betracht zu ziehen.

aufgeführten Gemeinschaftsinstrumente und 
regelt auch gegebenenfalls zukünftige 
Instrumente für die Außenhilfe mit 
thematischer oder geographischer 
Ausrichtung. Die Kommission wird die 
Anhänge II bis IV von dieser Verordnung ab 
und zu ändern, um jede Änderungen der 
OECD Texte in Betracht zu ziehen.

Or. nl
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